
87 % Marktanteil  
der vier größten Handelskonzerne
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REWE /  
PENNY

ALDI  
Süd /  
Nord

Viele Erzeuger*innen unter Druck – wenig Verhandlungsmacht

Faire Preise statt Marktmacht
Unfair Trading Practices (UTP) im Lebensmittel- und Agrarsektor

Lidl /  
KaufLand

•	Vier große Handelskonzerne kontrollieren rund 
87 % des deutschen Lebensmittelmarktes.

•	Diese Marktmacht verschiebt das Ungleichge-
wicht zulasten von Lieferant*innen.

•	Kleine Betriebe und Produzent*innen sind oft 
von wenigen Abnehmern abhängig.

•	Preisdruck und unfaire Vertragsbedingungen.

•	Eigene Produktionsstätten großer  
Handelsketten erhöhen den Druck auf  
Lieferant*innen.

•	Gefährdet faire Einkommen, Betriebe 
& die Ernährungssicherheit.

Advocacy-ProjeKt-Plan: Gespräche mit dem Büro von MdB Dr. Orphelia Nick.
Gemeinsam für faire Märkte, faire Preise & starke Landwirtschaft. Aline, Helena, Jana

ProblemE

Verbot von Preisen 
unter  

Produktionskosten

Unabhängige 

OMBUDSTELLE

Beschwerderecht 
für 

Drittparteien

(FFH & Oxfam 2025)

(eigene Darstellung nach FFH & Oxfam 2025, S. 3, Quelle: Schätzung Lademann & Associates, 
Daten Nielsen TradeDimensions, LZ Retailytics, M+M EUROdATA))

EDEKA / 
Netto

Umsätze im jahr 2024*

Marktmacht & Lobby
	› Handelsverbände nutzen ihre politische Macht und 
finanziellen Ressourcen, um Regulierungen auszu-
bremsen oder abzuschwächen.

	› Massiver Preisdruck gefährdet kleinbäuerliche Betriebe. Eine 
starke UTP-Richtlinie könnte existenzsichernde Einkommen 
fördern und eine resiliente Landwirtschaft ermöglichen.

Erzeuger*innen & Lieferant*innen

	› Progressive Kräfte unterstützen schärfere Verbotslisten, konser-
vative und liberale Fraktionen setzen auf Marktmechanismen. 
Entscheidend ist der Druck auf das Landwirtschaftsministerium 
sowie die Abstimmungen im EU-Parlament und Ministerrat.

EU-Ebene & Bundesebene
	› Die Fair-Handels-Bewegung und andere NGOs fordern 
faire Handelspraktiken als gesetzlichen Standard. Mit 
Kampagnen mobilisieren sie öffentlichen Druck.

Zivilgesellschaft

*Umsatzanteile ohne Einbeziehung von Drogerien, Facheinzelhandel und Onlinehandel

Die UTP-Richtlinie verbietet daher auf EU-Ebene die gravierendsten Handelspraktiken von Unternehmen gegenüber ihren Lieferanten in der Agrar- und 
Lebensmittelversorgungskette. Auf deutscher Ebene wurde die Richtlinie im Agrarorganisationen-und-Lieferketten-Gesetz (AgrarOLkG) implementiert.


